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KURZE BEGRÜNDUNG
Der Richtlinienvorschlag leitet einen Paradigmenwechsel hin zu einer Politik des „offenen Zugangs“ zu öffentlichen Daten im digitalen Zeitalter ein. Grundidee ist, dass die Allgemeinheit ein Anrecht auf Daten hat, die im Auftrag der öffentlichen Hand mit Steuermitteln erhoben werden. 

Die Berichterstatterin begrüßt Schritte, die geeignet sind, einen dauerhaften offenen Zugang zu kulturellen Informationen zu fördern, und unterstützt Anstrengungen, die die Digitalisierung der Bestände des europäischen Kulturerbes beschleunigen. Sie ist sich dabei der ökonomischen und gesellschaftlichen Bedeutung öffentlicher Daten und ihrer digitalen Verfügbarkeit bewusst.

Die Digitalisierung kultureller Bestände macht das europäische Kulturerbe für alle Bürger leichter zugänglich. Daher begrüßt die Berichterstatterin eine Ausweitung des Anwendungsbereichs auf Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive. Die Informationen des öffentlichen Sektors haben ein enormes wirtschaftliches, gesellschaftliches und innovatives Potential. Es ist zu erwarten, dass insbesondere die Kreativ- und Kulturwirtschaft von einer Ausweitung des Anwendungsbereichs profitieren wird. 

Um die sich bietenden Chancen optimal zu nutzen, ist die Berichterstatterin der Auffassung, dass Nachbesserungen in einigen Punkten vorgenommen werden sollten, da der Richtlinienvorschlag nachteilige Auswirkungen auf die finanzielle Lage und die Digitalisierungsanstrengungen im öffentlichen (kulturellen) Bereich haben kann.  

· Entscheidungshoheit der öffentlichen Stellen: Es muss den nationalen (oder lokalen) Entscheidungsträgern weiterhin möglich sein, über die Nutzung ihrer Informationen selbst zu bestimmen und einen Großteil ihrer Kosten zu decken, die durch die Erfüllung ihres öffentlichen Auftrags entstanden sind. Die Berichterstatterin ist der Auffassung, dass es weiterhin möglich sein sollte, gewisse Dokumente von der Weiterverwendung auszuschließen, z. B. weil es sich bei vielen Rohdaten um einen unkontrollierten Erfassungszustand handelt, der erst nach weiteren Verarbeitungsschritten für die Weiterverwendung geeignet ist.
· Interoperabilität: Die Berichterstatterin stimmt der Kommission darin zu, dass nur Daten und Metadaten, die bereits in digitaler Form vorliegen, in den Standard-Datenformaten in maschinenlesbarer, technologieneutraler Form verfügbar gemacht werden sollten, um die Interoperabilität von Daten sicherzustellen. 
· Einrichtung einer unabhängigen Behörde und Beweislastumkehr: Die Forderung nach der Einrichtung einer unabhängigen Behörde mit besonderen Regulierungsbefugnissen steht den Bemühungen der Mitgliedstaaten zu Bürokratieabbau und Haushaltskonsolidierung entgegen. Die öffentliche Verwaltung hätte infolge von Berichtspflichten und einer Umkehrung der Beweislast für die Einhaltung der Gebührenvorgaben einen unverhältnismäßigen Mehraufwand zu leisten. Die Berichterstatterin schlägt vor, den Mitgliedstaaten zu überlassen, welcher nationalen Stelle sie die Beaufsichtigung für eine ordnungsgemäße Umsetzung der Richtlinie übertragen. Dem Antragsteller steht weiterhin nach erfolglosem Widerspruchsverfahren der Rechtsweg offen. 

· Gebühren und Kriterien für ihre Festsetzung: Die Berichterstatterin gibt zu bedenken, dass Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive in öffentlichen Rechtsformen und Trägerschaften ihren Betrieb oftmals zu unterschiedlichen Anteilen selbst finanzieren müssen. Hinzu kommt, dass die laufenden Kosten der Langzeitarchivierung digitaler Daten sehr hoch sind. Daher sollten durch die Richtlinie angemessene Tarifgrundsätze eingeführt werden, die es erlauben, bei Weiterverwendung der Informationen kostendeckende Gebühren zu erheben, um den Aufwand einzupreisen, der bei der Weitergabe der Daten zusätzlich entsteht. Andernfalls sind nachteilige Auswirkungen auf die Qualität der Informationen des öffentlichen Sektors und die Investitionsfähigkeit in diesem Bereich zu befürchten. Außerdem würde letztlich die Digitalisierung für kommerzielle Zwecke rein auf Kosten der öffentlichen Einrichtungen erfolgen – mit nachteiligen Auswirkungen auf Digitalisierungsvorhaben. 

· Ausschließlichkeitsvereinbarungen: Hinsichtlich der Erschließung, Digitalisierung und Präsentation von kulturellen Beständen gibt es zahlreiche Kooperationen zwischen Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen, Archiven und privaten Partnern, bei denen öffentliche Stellen exklusive Zugangs- und kommerzielle Verwertungsrechte an Kooperationspartner vergeben. Die Praxis hat gezeigt, dass diese öffentlich-privaten Partnerschaften eine sinnvolle Nutzung und zügige Erschließung von kulturellen Beständen ermöglichen. Für Massendigitalisierungsvorhaben, bei denen private Partner einen erheblichen finanziellen Aufwand haben, ist es erforderlich, Ausschließlichkeitsrechte zu vergeben, um ein im öffentlichen Interesse liegendes Projekt zu realisieren. Daher ist die Berichterstatterin der Auffassung, dass Ausschließlichkeitsvereinbarungen nicht durch die Richtlinie 2003/98/EG ausgeschlossen, aber auf sieben Jahre begrenzt werden sollten.

ÄNDERUNGSANTRÄGE
Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
<RepeatBlock-AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>1</NumAmB>
<DocAmendB>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmendB>
<Article>Erwägung 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2) Eine Politik der Förderung offener Daten, die eine breite Verfügbarkeit und Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors zu privaten und gewerblichen Zwecken mit minimalen oder keinen rechtlichen, technischen oder finanziellen Beschränkungen unterstützt, kann eine wichtige Rolle spielen, wenn es darum geht, die Entwicklung neuer Dienstleistungen anzustoßen, die solche Informationen auf neuartige Weise kombinieren und nutzen. Dies erfordert jedoch gleiche Voraussetzungen auf Unionsebene in Bezug darauf, ob die Weiterverwendung von Dokumenten erlaubt wird oder nicht, was nicht zu erreichen ist, wenn die Mitgliedstaaten oder die betreffenden öffentlichen Einrichtungen weiterhin unterschiedliche Vorschriften und Verfahren anwenden.
	(2) Eine Politik der Förderung offener Daten, die eine breite Verfügbarkeit und Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors zu privaten und gewerblichen Zwecken mit minimalen oder keinen rechtlichen, technischen oder finanziellen Beschränkungen unterstützt und die die Verbreitung der Information nicht nur für Wirtschaftsakteure, sondern auch für die Bürger sowie die Freizügigkeit von Personen innerhalb der Union unter Wahrung der Grundrechte fördert, kann eine wichtige Rolle spielen, wenn es darum geht, die Entwicklung neuer Dienstleistungen anzustoßen, die solche Informationen auf neuartige Weise kombinieren und nutzen. Dies erfordert jedoch gleiche Voraussetzungen auf Unionsebene in Bezug darauf, ob die Weiterverwendung von Dokumenten erlaubt wird oder nicht, was nicht zu erreichen ist, wenn die Mitgliedstaaten oder die betreffenden öffentlichen Einrichtungen weiterhin unterschiedliche Vorschriften und Verfahren anwenden.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>2</NumAmB>
<DocAmendB>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmendB>
<Article>Erwägung 6</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(6) Die Richtlinie 2003/98/EG enthält gegenwärtig keine Verpflichtung zur Gestattung der Weiterverwendung von Dokumenten. Die Entscheidung, ob eine Weiterverwendung genehmigt wird, wird auch weiterhin Sache der Mitgliedstaaten bzw. der betreffenden öffentlichen Stelle bleiben. Gleichzeitig beruht die Richtlinie auf nationalen Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten. Einige Mitgliedstaaten haben den Weiterverwendungsanspruch ausdrücklich mit diesem Zugangsrecht geknüpft, so dass alle allgemein zugänglichen Dokumente auch weiterverwendbar sind. In anderen Mitgliedstaaten ist dieser Zusammenhang zwischen beiden Vorschriften weniger deutlich, was zu Rechtsunsicherheit führt.
	(6) Die Richtlinie 2003/98/EG enthält gegenwärtig keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, den Zugang zu Dokumenten des öffentlichen Sektors und deren Weiterverwendung zu gestatten. Die Entscheidung, ob eine Weiterverwendung genehmigt wird, wird auch weiterhin Sache der Mitgliedstaaten bzw. der betreffenden öffentlichen Stelle bleiben. Die Richtlinie vereinheitlicht lediglich die Bedingungen, zu denen Dokumente für die Weiterverwendung zur Verfügung gestellt werden. Gleichzeitig beruht die Richtlinie auf nationalen Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten. Einige Mitgliedstaaten haben den Weiterverwendungsanspruch ausdrücklich mit diesem Zugangsrecht verknüpft, wohingegen andere Mitgliedstaaten eine gesetzliche Trennung zwischen dem Weiterverwendungsanspruch und den nationalen Vorschriften über den Informationszugang bzw. Vorschriften zur Informationsfreiheit vorgenommen haben.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>3</NumAmB>
<DocAmendB>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmendB>
<Article>Erwägung 6 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	  
	(6a) Die mitgliedstaatlichen Zugangsregelungen zu Dokumenten des öffentlichen Sektors basieren auf Transparenz und Informationsfreiheit. In einigen Fällen wird dieses Recht jedoch beschränkt, zum Beispiel auf diejenigen, die ein besonderes Interesse an diesen Dokumenten haben, oder in Fällen, in denen die Dokumente sensible Informationen enthalten, die zum Beispiel die nationale oder öffentliche Sicherheit betreffen.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>4</NumAmB>
<DocAmendB>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmendB>
<Article>Erwägung 6 b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(6b) Die Richtlinie 2003/98/EG begründet keine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, vorhandenes analoges Material zu digitalisieren oder technologieneutral maschinenlesbar zu machen. Die öffentlichen Stellen können selbst entscheiden, welche Daten wann und unter welchen Bedingungen digitalisiert werden.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>5</NumAmB>
<DocAmendB>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmendB>
<Article>Erwägung 6 c (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	  
	(6c) Die Richtlinie 2003/98/EG gilt für solche Dokumente, deren Bereitstellung unter den gesetzlich oder durch andere verbindliche Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates festgelegten öffentlichen Auftrag der betreffenden öffentlichen Stellen fällt. Dieser öffentliche Auftrag sollte für die jeweiligen Stellen allgemein oder von Fall zu Fall definiert werden können. 


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>6</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 7</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(7) Die Richtlinie 2003/98/EG sollte den Mitgliedstaaten deshalb eine eindeutige Verpflichtung auferlegen, allgemein zugängliche Dokumente weiterverwendbar zu machen. Da hierdurch in die den Autoren der Dokumente zustehenden Rechte des geistigen Eigentums eingegriffen wird, sollte der Geltungsbereich einer solchen Verknüpfung des Zugangsrechts mit dem Nutzungsrecht eng auf das Maß begrenzt werden, das unbedingt erforderlich ist, um das mit der Einführung dieses Rechts verfolgte Ziel zu erreichen. In dieser Hinsicht und unter Berücksichtigung des Unionsrechts sowie der von den Mitgliedstaaten und der Union eingegangenen völkerrechtlichen Verpflichtungen, vor allem der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst und des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS-Übereinkommen), sollten Dokumente, die geistiges Eigentum Dritter sind, aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/98/EG ausgeschlossen werden. War ein Dritter ursprünglicher Eigentümer eines Dokuments, das sich nun im Besitz von Bibliotheken (auch Universitätsbibliotheken), Museen und Archiven befindet und noch durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt ist, so sollte dieses Dokument im Sinne dieser Richtlinie als ein Dokument gelten, das geistiges Eigentum Dritter ist.
	(7) Die Richtlinie 2003/98/EG greift in die den Autoren der Dokumente zustehenden Rechte des geistigen Eigentums ein. Daher sollte der Geltungsbereich einer solchen Verknüpfung des Zugangsrechts mit dem Nutzungsrecht eng auf das Maß begrenzt werden, das unbedingt erforderlich ist, um das mit der Einführung dieses Rechts verfolgte Ziel zu erreichen. In dieser Hinsicht und unter Berücksichtigung des Unionsrechts sowie der von den Mitgliedstaaten und der Union eingegangenen völkerrechtlichen Verpflichtungen, vor allem der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst und des Übereinkommens über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS-Übereinkommen), sollten Dokumente, die geistiges Eigentum Dritter sind, aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/98/EG ausgeschlossen werden. War ein Dritter ursprünglicher Eigentümer eines Dokuments, das sich nun im Besitz von Bibliotheken (auch Universitätsbibliotheken), Museen und Archiven befindet und noch durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt ist, so sollte dieses Dokument im Sinne dieser Richtlinie als ein Dokument gelten, das geistiges Eigentum Dritter ist.


</AmendB>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 7 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(7a) Dokumente, für welche die Verwertungsrechte erloschen sind und die infolgedessen Gemeingut sind, stellen einen wesentlichen Bestandteil der Sammlungen von Bibliotheken, Archiven und Museen dar und sollten bei Digitalisierungskampagnen vorrangig behandelt werden; es sollte daher sichergestellt werden, dass die Digitalisierung nicht zu einer Änderung ihres Rechtsstatus führt. Der Zugang zu diesen Daten und deren Weiterverwendung sind zu gewährleisten, um das Grundrecht in Bezug auf den Zugang zu Kultur, Information und Bildung zu wahren.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 9 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(9a) Die Erschließung, Digitalisierung und Präsentation von Kulturgütern ist eine bedeutende Herausforderung im Hinblick auf die Sicherstellung des allgemeinen Zugangs zu Kultur, Information und Bildung. Daher ist ein angemessener Umgang mit Kulturgütern wichtig, der den Zugang der Bürger zum Kulturerbe erleichtert und der Tatsache Rechnung trägt, dass Kulturgüter keine Wirtschaftsgüter wie andere sind und vor einer übermäßigen Kommerzialisierung geschützt werden müssen. Die kulturellen Einrichtungen, die Gegenstand dieser Richtlinie sind, sollten von den öffentlichen Stellen durch die Einrichtung öffentlicher Fonds für die Digitalisierung und Verbreitung von Daten unterstützt werden. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 10</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(10) Der Anwendungsbereich der Richtlinie wird auf Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive ausgeweitet. Die Richtlinie gilt nicht für andere Kultureinrichtungen wie Opern, Ballette oder Theater und die ihnen zugehörigen Archive.
	(10) Der Anwendungsbereich der Richtlinie wird auf Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive ausgeweitet, wobei die Virtualisierung historischer Stätten angeregt wird, um den Zugang zu dieser Art von Informationen zu erleichtern. Die Richtlinie gilt weder für Forschungs- und Bildungseinrichtungen noch für andere Kultureinrichtungen wie Opern, Ballette oder Theater und die ihnen zugehörigen Archive.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 10 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(10a) Da die Weiterverwendung von Dokumenten im Besitz von Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archiven ein erhebliches soziales und wirtschaftliches Potenzial für die Kultur- und Kreativindustrien und durch die Ausweitung der Europeana-Sammlung auch für die Gesellschaft bietet, sollte die laufende Digitalisierung europäischer kultureller Sammlungen gefördert werden.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 10 b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(10b) Bestimmte personenbezogene Daten in Archivdokumenten, für die das Diskriminierungsverbot gilt, sollten vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/98/EG ausgenommen oder – sofern die geltenden Rechtsvorschriften ihre Weiterleitung vorsieht – vor jeder Verwendung anonymisiert werden bzw. sollten die Daten über Einzelpersonen entfernt werden.


</Amend>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>12</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 10 c (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(10c) Hinsichtlich der Erschließung, Digitalisierung und Präsentation kultureller Bestände gibt es zahlreiche Kooperationen zwischen Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen, Archiven und privaten Partnern, bei denen die öffentlichen Stellen exklusive Zugangs- und kommerzielle Verwertungsrechte an den Kooperationspartner vergeben. Die Praxis hat gezeigt, dass diese Öffentlich-privaten Partnerschaften eine sinnvolle Nutzung kultureller Bestände ermöglichen können und gleichzeitig die Erschließung des kulturellen Erbes für die Bürger beschleunigen. Daher sollten Ausschließlichkeitsvereinbarungen durch die Richtlinie 2003/98/EG nicht ausgeschlossen werden. Zudem sollte es den Kultureinrichtungen freigestellt sein, sich die Partner, mit denen sie kooperieren wollen, unter Einhaltung des Transparenz- und Nicht-Diskriminierungsgrundsatzes selbst auszusuchen. 


</AmendB>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 10 d (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(10d) Die Daten im Besitz von Bildungs- und Forschungseinrichtungen sollten vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/98/EG ausgenommen werden.


</Amend>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>14</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 10 e (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	   
	(10e) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk sollte weiterhin vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/98/EG ausgenommen bleiben.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>15</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 11</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(11) Zur Erleichterung der Weiterverwendung sollten öffentliche Stellen die Dokumente in maschinenlesbaren Formaten und – soweit möglich und sinnvoll – zusammen mit den zugehörigen Metadaten in einem Format zugänglich machen, das die Interoperabilität garantiert, indem sie diese beispielsweise in einer Weise verarbeiten, die den Grundsätzen für Kompatibilitäts- und Verwendbarkeitsanforderungen an Geodaten gemäß der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE) entspricht.
	(11) Zur Erleichterung der Weiterverwendung sollten öffentliche Stellen die Dokumente in technologieneutralen maschinenlesbaren Formaten und – soweit möglich und sinnvoll – zusammen mit den zugehörigen Metadaten in einem Format zugänglich machen, das die Interoperabilität garantiert, indem sie diese beispielsweise in einer Weise verarbeiten, die den Grundsätzen für Kompatibilitäts- und Verwendbarkeitsanforderungen an Geodaten gemäß der Richtlinie 2007/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE) entspricht.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>16</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 12</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(12) Werden Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten erhoben, so sollten diese grundsätzlich auf die durch die Vervielfältigung und Weiterverbreitung verursachten Zusatzkosten beschränkt sein, sofern nicht nach objektiven, transparenten und überprüfbaren Kriterien eine Ausnahme hiervon gerechtfertigt ist. Dabei sollte insbesondere die Notwendigkeit berücksichtigt werden, den normalen Betrieb öffentlicher Stellen, die einen wesentlichen Teil ihrer Betriebskosten bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben aus der Nutzung ihrer Rechte des geistigen Eigentums decken, nicht zu behindern. Die Beweislast dafür, dass die Gebühren kostenorientiert sind und den jeweiligen Beschränkungen entsprechen, sollte bei der öffentlichen Stelle liegen, die Gebühren für die Weiterverwendung der Dokumente erhebt.
	(12) Werden Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten erhoben, so sollten diese grundsätzlich auf die durch die Vervielfältigung, Zurverfügungstellung und Weiterverbreitung verursachten Zusatzkosten beschränkt sein, sofern nicht nach objektiven, transparenten und überprüfbaren Kriterien eine Ausnahme hiervon gerechtfertigt ist. Dabei sollte insbesondere die Notwendigkeit berücksichtigt werden, den normalen Betrieb öffentlicher Stellen, die einen wesentlichen Teil ihrer Betriebskosten bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben aus der Nutzung ihrer Rechte des geistigen Eigentums decken, nicht zu behindern. 


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>17</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 14</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(14) Für eine ordnungsgemäße Umsetzung einiger Bestimmungen dieser Richtlinie, beispielsweise in Bezug auf Rechtsbehelfe, die Einhaltung der Gebührengrundsätze und Berichterstattungspflichten, ist die Beaufsichtigung durch unabhängige, für die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors zuständige Behörden erforderlich. Um ein einheitliches Vorgehen auf Unionsebene sicherzustellen, sollte die Koordinierung zwischen den unabhängigen Behörden insbesondere durch einen Informationsaustausch über bewährte Praktiken und die Datenweiterverwendungspolitik gefördert werden.
	(14) Für eine ordnungsgemäße Umsetzung einiger Bestimmungen dieser Richtlinie, beispielsweise in Bezug auf Rechtsbehelfe, insbesondere für Einzelpersonen im Bereich des Datenschutzes, die Einhaltung der Gebührengrundsätze und Berichterstattungspflichten, ist die Beaufsichtigung durch unabhängige, für die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors zuständige Behörden erforderlich. Es obliegt den Mitgliedstaaten, diese Aufgabe an eine entsprechende Behörde zu übertragen. Um ein einheitliches Vorgehen auf Unionsebene sicherzustellen, sollte die Koordinierung zwischen den unabhängigen Behörden insbesondere durch einen Informationsaustausch über bewährte Praktiken und die Datenweiterverwendungspolitik gefördert werden.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Die Einrichtung einer unabhängigen Regulierungsbehörde steht den Bemühungen der Mitgliedstaaten zum Bürokratieabbau und zur Haushaltskonsolidierung entgegen und greift überflüssig tief in die Organisationshoheit der Mitgliedstaaten ein. 
</AmendB>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>18</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 15</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(15) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Erleichterung der Erstellung unionsweiter Informationsprodukte und -dienste anhand von Dokumenten des öffentlichen Sektors, die Förderung einer effektiven grenzüberschreitenden Nutzung von Dokumenten des öffentlichen Sektors durch Privatunternehmen zur Entwicklung von Mehrwert-Informationsprodukten und -diensten und die Beschränkung von Wettbewerbsverzerrungen auf dem Unionsmarkt, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können und daher wegen der eindeutig gesamteuropäischen Dimension der vorgeschlagenen Maßnahme besser auf Unionsebene zu erreichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.
	(15) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Erleichterung der Erstellung unionsweiter Informationsprodukte und -dienste anhand von Dokumenten des öffentlichen Sektors, die Förderung einer effektiven grenzüberschreitenden Nutzung von Dokumenten des öffentlichen Sektors einerseits durch Privatunternehmen zur Entwicklung von Mehrwert-Informationsprodukten und -diensten und andererseits durch die Bürger zur Erleichterung der freien Verbreitung von Informationen und der Kommunikation, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können und daher wegen der eindeutig gesamteuropäischen Dimension der vorgeschlagenen Maßnahme besser auf Unionsebene zu erreichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.


</Amend>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>19</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 18</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(18) Die Kommission sollte die Mitgliedstaaten bei der einheitlichen Umsetzung dieser Richtlinie dadurch unterstützen, dass sie nach Anhörung der Beteiligten Vorgaben insbesondere für die Gebührenerhebung und Kostenberechnung, empfohlene Lizenzbedingungen und Formate macht.
	(18) Die Kommission sollte die Mitgliedstaaten bei der einheitlichen Umsetzung dieser Richtlinie dadurch unterstützen, dass sie nach Anhörung der Beteiligten Vorschläge macht und Leitlinien festlegt, insbesondere für die Gebührenerhebung und Kostenberechnung, empfohlene Lizenzbedingungen und Formate.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>20</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 2</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 2 – Nummer 6</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(6) ,maschinenlesbar‘ die Eigenschaft, dass digitale Dokumente hinreichend derart strukturiert sind, dass Softwareanwendungen einzelne Tatsachendarstellungen und deren interne Struktur zuverlässig erkennen können.“
	(6) ,maschinenlesbar' die Eigenschaft, dass digitale Dokumente derart strukturiert sind, dass Softwareanwendungen einzelne Daten, die von Interesse sind, technologieneutral extrahieren können.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>21</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 3 – Absatz 1 </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die in Artikel 1 genannten Dokumente gemäß den Bedingungen der Kapitel III und IV für gewerbliche und nichtgewerbliche Zwecke weiterverwendet werden können.
	(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die in Artikel 1 genannten Dokumente öffentlicher Stellen gemäß den Bedingungen der Kapitel III und IV für gewerbliche und nichtgewerbliche Zwecke weiterverwendet werden können, vorausgesetzt, es handelt sich um Dokumente, die nach den in den Mitgliedstaaten bestehenden Regelungen des Zugangs zu Informationen des öffentlichen Sektors zugänglich sind. Diese Dokumente werden soweit wie möglich in technologieneutraler maschinenlesbarer Form verbreitet.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>22</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 3 – Absatz 2 </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2) Für Dokumente, an denen Rechte des geistigen Eigentums zugunsten von Bibliotheken (auch Universitätsbibliotheken), Museen und Archiven bestehen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass diese Dokumente, falls die Weiterverwendung erlaubt wird, gemäß den Bedingungen der Kapitel III und IV für gewerbliche und nichtgewerbliche Zwecke weiterverwendet werden können.“
	(2) Für Dokumente, an denen Rechte des geistigen Eigentums zugunsten von Bibliotheken (auch Universitätsbibliotheken), Museen und Archiven bestehen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass diese Dokumente, falls die Weiterverwendung erlaubt wird, gemäß den Bedingungen der Kapitel III und IV für gewerbliche und nichtgewerbliche Zwecke weiterverwendet werden können, vorausgesetzt, es handelt sich um Dokumente, die nach den in den Mitgliedstaaten bestehenden Regelungen des Zugangs zu Informationen des öffentlichen Sektors zugänglich sind. Diese Dokumente werden soweit wie möglich in technologieneutraler maschinenlesbarer Form verbreitet.


</AmendB>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>23</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 4 – Absatz 2</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 4 – Absatz 4</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2) Am Ende von Absatz 4 wird folgender Wortlaut angefügt:
	(2) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

	„Zu den Rechtsbehelfen gehört die Möglichkeit der Überprüfung durch eine unabhängige Behörde, die mit besonderen Regulierungsbefugnissen in Bezug auf die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors ausgestattet ist und deren Entscheidungen für die betreffende öffentliche Stelle bindend sind.“
	‘4. „Ein ablehnender Bescheid muss einen Hinweis auf die Rechtsbehelfe enthalten, die dem Antragsteller zur Verfügung stehen, um gegen die Entscheidung vorzugehen. Zu den Rechtsbehelfen gehört der Verweis auf die Möglichkeit der Überprüfung durch eine Behörde in den Mitgliedstaaten.“


</Amend>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>24</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 5</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 5 – Absatz 1 </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. In Absatz 1 werden die Worte „in elektronischer Form“ durch „in maschinenlesbarem Format zusammen mit den zugehörigen Metadaten“ ersetzt.
	1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

	
	„1. Öffentliche Stellen stellen ihre Dokumente in den vorhandenen Formaten oder Sprachen und, wenn möglich und sinnvoll, in technologieneutralem maschinenlesbarem Format zusammen mit den zugehörigen Metadaten zur Verfügung. Dies verpflichtet die öffentlichen Stellen nicht, Dokumente neu zu erstellen, zu digitalisieren, technologieneutral maschinenlesbar zu machen oder anzupassen, um dem Antrag nachzukommen, und beinhaltet auch keine Verpflichtung, Auszüge aus Dokumenten zur Verfügung zu stellen, wenn dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, der über eine einfache Handhabung hinausgeht.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>25</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 6 – Absatz 1 </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 1 </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(1) Werden Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten erhoben, so ist der von öffentlichen Stellen verlangte Betrag auf die durch die Vervielfältigung und Weiterverbreitung verursachten Zusatzkosten beschränkt.
	(1) Werden Gebühren für die Weiterverwendung von Dokumenten erhoben, so ist der von öffentlichen Stellen verlangte Betrag auf die durch die Vervielfältigung, Zurverfügungstellung und Weiterverbreitung verursachten Zusatzkosten beschränkt.


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>26</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 6 – Absatz 1</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 2 </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2) In Ausnahmefällen und falls dies im öffentlichen Interesse ist, insbesondere wenn öffentliche Stellen einen wesentlichen Teil ihrer Betriebskosten bei der Wahrnehmung ihrer öffentlichen Aufgaben aus der Nutzung ihrer Rechte des geistigen Eigentums decken, kann unbeschadet der Absätze 3 und 4 dieses Artikels öffentlichen Stellen nach objektiven, transparenten und nachprüfbaren Kriterien und mit Zustimmung der in Artikel 4 Absatz 4 genannten unabhängigen Behörde gestattet werden, für die Weiterverwendung von Dokumenten Gebühren zu erheben, die über den Zusatzkosten liegen.
	(2) Absatz 1 gilt nicht für: 

	
	(a) Ausnahmefälle, in denen öffentliche Stellen darauf angewiesen sind, Gewinn zu erwirtschaften, um einen Großteil ihrer Kosten zu decken, welche durch die Erfüllung ihres öffentlichen Auftrags entstanden sind;

	
	(b) Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Bei gewerblicher und kommerzieller Weiterverwendung sollten öffentliche Stellen kostendeckende Gebühren erheben dürfen, um den Aufwand umzulegen, der bei der Weitergabe der Daten entsteht, und nachteilige Auswirkungen auf die Qualität der Informationen des öffentlichen Sektors und die Investitionsfähigkeit zu vermeiden. Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive müssen ihren Betrieb teils selbst finanzieren. Bei Wegfall dieser Einnahmen entstünden hohe Defizite im Kulturhaushalt der Mitgliedstaaten. 

</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>27</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 6 – Absatz 1 </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 3</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(3) Bibliotheken (einschließlich Universitätsbibliotheken), Museen und Archive dürfen abweichend von den Absätzen 1 und 2 für die Weiterverwendung der in ihrem Besitz befindlichen Dokumente Gebühren erheben, die über den Zusatzkosten liegen.“
	entfällt


</AmendB>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>28</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 6 – Absatz 2</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 4</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(2) Der bestehende Wortlaut des Artikels 6 wird zu Absatz 4.
	(2) Der bestehende Wortlaut des Artikels 6 wird zu Absatz 4 und erhält folgende Fassung:

	
	„4. Soweit Gebühren gemäß Absatz 2 erhoben werden, müssen die Gesamtgebühren nach objektiven, transparenten und variablen Kriterien festgesetzt werden, und die Gesamteinnahmen aus der Bereitstellung von Dokumenten und der Gestattung ihrer Weiterverwendung dürfen die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung, Reproduktion, Zurverfügungstellung und Verbreitung nicht übersteigen, wobei ein angemessener, der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben der Stellen und Einrichtungen entsprechender Investitionsertrag zulässig ist. Bei rein gewerblichen Projekten müssen die durch diese Gebühren erzielten Erträge nach objektiven und transparenten Kriterien, die mit dem allgemeinen Interesse vereinbar sind, investiert werden. Die Gebühren gemäß Absatz 1 und Absatz 2 sollten für den entsprechenden Abrechnungszeitraum kostenorientiert sein und unter Beachtung der für die betreffenden öffentlichen Stellen geltenden Buchführungsgrundsätze berechnet werden."


</Amend>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>29</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 6 – Absatz 2 a (neu)</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 4 a (neu)</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	2a. Folgender Absatz wird eingefügt:

	
	„4a. Es obliegt den Mitgliedstaaten, eine nationale Behörde zu benennen, welche geeignet und fachkundig ist, die Einhaltung der in Absatz 4 angeführten Kriterien zur Gebührenberechnung zu überprüfen.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>30</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 6 – Absatz 3</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 5</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(3) Ein neuer Absatz 5 wird angefügt:
	entfällt

	„Die Beweislast dafür, dass die Gebühren im Einklang mit diesem Artikel stehen, liegt bei der öffentlichen Stelle, die Gebühren für die Weiterverwendung erhebt.“
	entfällt


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>31</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 7</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 7</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(7) In Artikel 7 (Transparenz) werden vor dem Wortlaut „bei der Berechnung der Gebühren“ die Worte „über die Zusatzkosten hinaus oder“ eingefügt.
	(7) In Artikel 7 (Transparenz) erhält der dritte Satz folgende Fassung:

	
	„Die betreffende öffentliche Stelle gibt zudem an, welche Faktoren bei der Berechnung der Gebühren nach Artikel 6 berücksichtigt werden." 


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>32</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 8 – Absatz 1</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 8 – Absatz 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	„Öffentliche Stellen können die Weiterverwendung ohne Bedingungen gestatten oder aber Bedingungen, wie z. B. die Angabe der Quelle, in einer Lizenz festlegen. Diese Bedingungen dürfen die Möglichkeiten der Weiterverwendung nicht unnötig einschränken und nicht der Behinderung des Wettbewerbs dienen.“
	Öffentliche Stellen können die Weiterverwendung von Dokumenten ohne Bedingungen gestatten oder aber, falls angebracht, Bedingungen in einer Lizenz festlegen, in der wesentliche Fragen geregelt werden. Diese Bedingungen dürfen die Möglichkeiten der Weiterverwendung nicht unnötig einschränken und nicht der Behinderung des Wettbewerbs dienen.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>33</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 9</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 9</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass praktische Vorkehrungen getroffen werden, die eine sprachübergreifende Suche nach den zur Weiterverwendung verfügbaren Dokumenten erleichtern, wie z. B. Bestandslisten der wichtigsten Dokumente mit zugehörigen Metadaten, die vorzugsweise online verfügbar sind, und Internet-Portale, die mit dezentralisierten Bestandslisten verknüpft sind.“
	Die Mitgliedstaaten treffen praktische Vorkehrungen, welche die Suche nach den zur Weiterverwendung verfügbaren Dokumenten in der gesamten Union erleichtern, wie z. B. Bestandslisten der wichtigsten Dokumente mit zugehörigen Metadaten, die vorzugsweise in technologieneutralem maschinenlesbarem Format verfügbar sind, und Internet-Portale, die mit den Bestandslisten verknüpft sind.“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Die Einführung sprachübergreifender Suchmöglichkeiten ist sinnvoll und wird bereits heute auf freiwilliger Basis angeboten. Allerdings wäre angesichts der finanziellen Lage der öffentlichen Hand die Einführung einer generellen Pflicht, solche Suchen immer auch in anderen europäischen Sprachen zu ermöglichen, mit unverhältnismäßig hohen Kosten verbunden.

</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>34</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 9 a (neu) </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 11 – Absatz 2 </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(9a) Absatz 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

	
	„2. Abweichend von Absatz 1, sollte dort, wo ein ausschließliches Recht im Rahmen der Bereitstellung eines Dienstes im öffentlichen Interesse erforderlich ist, die Gültigkeit dieser Ausschließlichkeitsvereinbarung in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch alle vier Jahre überprüft werden. Die Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die nach Inkrafttreten dieser Richtlinie abgeschlossen werden, unterliegen dem Transparenzgrundsatz und werden von den betreffenden öffentlichen Stellen veröffentlicht.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>35</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 9 b (neu) </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 11 – Absatz 2 a (neu) </Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(9b) In Artikel 11 wird folgender Absatz eingefügt:

	
	„2a. Abweichend von Absatz 1 darf dort, wo ein ausschließliches Recht im Rahmen der zur Digitalisierung von Kulturbeständen notwendigen kommerziellen Verwertung gewährt wird, die Dauer der kommerziellen Verwertung nicht mehr als 7 Jahre betragen. Während dieses Zeitraums muss das ausschließliche Recht nicht Gegenstand einer Überprüfung sein. Die nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie getroffenen Ausschließlichkeitsvereinbarungen müssen transparent sein und öffentlich bekannt gemacht werden.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>36</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 10</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 11 – Absatz 3</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(10) In Artikel 11 (Verbot von Ausschließlichkeitsvereinbarungen) wird am Ende von Absatz 3 folgender Satz angefügt:
	(10) Artikel 11 Absatz 3 (Verbot von Ausschließlichkeitsvereinbarungen) erhält folgende Fassung:

	„Solche Vereinbarungen, an denen kulturelle Einrichtungen und Universitätsbibliotheken beteiligt sind, werden bei Vertragsablauf, auf jeden Fall aber spätestens am 31. Dezember 20XX [6 Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie] beendet.“
	„3. Bestehende Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die sich nicht für eine Ausnahme nach Absatz 2 qualifizieren, werden bei Vertragsablauf, auf jeden Fall aber spätestens am 31. Dezember 2008 beendet. Solche Vereinbarungen, die Bibliotheken (inklusive Universitätsbibliotheken), Museen und Archive betreffen und die sich nicht für eine Ausnahme nach Absatz 2 oder Absatz 2a qualifizieren, werden bei Vertragsablauf, auf jeden Fall aber spätestens am 31. Dezember 20XX [6 Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie] beendet.“


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>37</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 12 – Einleitung</Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 13 – Absatz 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(12) In Artikel 13 (Überprüfung) wird der Termin 1. Juli 2008 durch [3 Jahre nach dem Umsetzungstermin] ersetzt und der folgende Absatz angefügt:
	(12) In Artikel 13 Absatz 1 (Überprüfung) wird der Termin 1. Juli 2008 durch [5 Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] ersetzt und der folgende Absatz angefügt:


</AmendB>
<AmendB>Änderungsantrag

<NumAmB>38</NumAmB>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 12 </Article>
<DocAmend2>Richtlinie 2003/98/EG</DocAmend2>
<Article2>Artikel 13 – Absatz 2 a (neu)</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	„Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission einen jährlichen Bericht über den Umfang der Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors, über die Bedingungen, unter denen diese zugänglich gemacht werden, und über die Arbeit der in Artikel 4 Absatz 4 genannten unabhängigen Behörde.“
	(2a) „Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle 2 Jahre einen Bericht über den Umfang der Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors, über die Bedingungen, unter denen diese zugänglich gemacht werden, und über die Arbeit der in Artikel 4 Absatz 4 genannten unabhängigen Behörde.“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Der Nutzen einer jährlichen Berichtspflicht ist nicht ersichtlich, da keine Änderungen an den berichtspflichtigen Sachverhalten binnen eines Jahres zu erwarten sind und den öffentlichen Stellen ein unverhältnismäßiger Mehraufwand auferlegt würde.

</AmendB>
</RepeatBlock-AmendB>
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